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Der Europäische Wirtschaftsraum (EWR) war ursprünglich als dauer -
hafte Alternative zu einer Mitgliedschaft in der Europäischen Union
(EU) geplant, wurde aber mit dem EU-Beitritt Österreichs, Schwedens
und Finnlands 1995 und der Ablehnung durch die Schweiz zu einem
«Europäischen Warteraum» degradiert. Dieses Provisorium hat nun
schon ein Jahrzehnt erfolgreich überdauert. Trotzdem stellt sich für das
Fürstentum die Frage, was passiert, falls Island und/oder Norwegen der
EU beitreten sollten.1

Der europäische Integrationsprozess ist nach wie vor sehr dyna -
misch, sowohl was die Erweiterung und Vertiefung der Europäischen
Union betrifft, als auch in Bezug auf die «Europäisierung» der nationa -
len Volkswirt schaf ten und Verwaltungen. Dies kann zur Folge haben,
dass das EWR-Abkommen nicht mehr alle Kooperationsinteressen der
EFTA-Staaten abdeckt. Dieser Beitrag diskutiert deshalb mögliche Sze -
na rien liechten stei nischer Integrationspolitik nach einem allfälligen
Ende des EWR. Das derzeitige Integrationsmodell «EWR plus Zollver -
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1 Ein EU-Beitritt der Schweiz in Kombination mit einem Weiterbestehen des EWR
eröffnet Liechtenstein ebenfalls verschiedene Optionen, die an anderer Stelle dis ku -
tiert werden, s. Gstöhl 2001, S. 186–202.



trag» bietet dabei eine gute Plattform für die künftige Regelung der Be -
zie hungen Liech ten steins zur Europäischen Union. 

Das folgende Kapitel geht vorerst der Frage nach, wie wahr schein -
lich ein Ende des EWR derzeit ist. Anschliessend werden kurz die unter -
schied lichen Formen von Wirtschaftsbeziehungen, welche die EU Dritt -
staa ten anbietet, dargestellt. Im Hauptteil werden eingehend die liech -
ten steinischen Integrationsoptionen «post-EWR» erläutert, bevor auf
deren Grundlage einige Schlussfolgerungen gezogen werden. 

1. Ist ein Ende des EWR in Sicht?

Die letzten umfassenden Integrationsberichte der norwegischen und is -
län dischen Regierungen sind bereits 2000 erschienen und hatten die
Frage eines EU-Beitrittsgesuchs nicht thematisiert.2 Beide Länder sind
mit dem Funktionieren des EWR zufrieden, hegen aber Bedenken, weil
die Union zunehmend Fragen ausserhalb der EWR-Materie3 regelt und
die EFTA mit der Osterweiterung weiter an politischem Gewicht verlo -
ren hat. Als NATO-Mitglieder haben Island und Norwegen ein starkes
Interesse an der Gemeinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik der EU
und an der sich im Aufbau befindenden Europäischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik.4 Vor allem die norwegische Regierung befürchtet,
Einfluss auf wichtige sicherheitspolitische Entwicklungen in Europa zu
verlieren.5 Oslo pocht deshalb auf angemessene Kooperationsmechanis -
men und hat im Dezember 2004 ein Abkommen über die Beteiligung an
den Kriseneinsätzen der EU geschlossen. Im Bereich des «Raums der
Frei heit, der Sicherheit und des Rechts» sind Norwegen und Island seit
2001 mit dem Schengener Abkommen und der Dubliner Asylkon ven -
tion assoziiert.6 Beide Staaten haben zudem Kooperationsverträge mit
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2 Norwegen 2000; Island 2000.
3 Die EWR-Materie beschränkt sich auf Teile der ersten Säule der EU, während die

jüngs ten nordischen Interessen vorwiegend die zweite und dritte Säule betreffen.
4 Archer 2005, S. 141–151; Thorhallsson/Vignisson 2004a.
5 Norwegen 2000, Kap. 2.4.2. Aber auch für Island dürfte die europäische Sicher heits -

politik angesichts der Diskussionen um eine mögliche Schliessung der US-amerika-
nischen Militärbasis in Keflavik an Bedeutung gewinnen.

6 Archer 2005, S. 152–169; Eiríksson 2004.



Europol geschlossen und 2005 hat Norwegen zusätzlich ein Koopera -
tions abkommen mit Eurojust unterzeichnet. 

Aus wirtschaftlicher Sicht hat Norwegen in zwei wichtigen Ex -
port b  e reichen, dem Petroleumsektor und der Fischindustrie, Interes sen,
die über den EWR hinausgehen. Die Entwicklungen in diesen Sek to ren
seit dem negativen Referendum 1994 sprechen jedoch für eine Abschwä -
chung der EU-Opposition.7 Das wirtschaftliche Haupthinder nis eines
isländischen EU-Beitritts ist nach wie vor eine für Island akzeptable
Lösung bezüglich der Gemeinsamen Fischereipolitik der EU, auch wenn
sich die Wirtschaft stetig diversifiziert.8 Die Regierung tut sich schwer
mit dem Gedanken, die Souveränität über ihre Meeres res sourcen aufzu -
geben, da die Wirtschaft noch immer von der Fisch in dus trie dominiert
und die Ressourcenpolitik der Gemeinschaft für un zu reichend gehalten
wird. 

Die Diskussion über einen möglichen Beitritt hat in Island zu
Beginn des Jahres 2005 wieder etwas an Schwung gewonnen. Aller-
dings hat Aussenminister Oddsson Berichte über eine «Kehrtwendung»,
die auf eine Äusserung seines Koalitionspartners Ministerpräsident
Ásgríms son Ende Februar 2005 zurückgehen, dementiert.9 Das Thema
wurde vorerst von den Regierungsparteien bis zu den im Frühjahr 2007
anstehenden Parlamentswahlen auf Eis gelegt. Der norwegische Minis -
ter präsident Bondevik hatte sich umgehend bei seinem isländischen
Kollegen erkundigt.10 Keiner der beiden nordischen Staaten will sich in
eine Situation manövrieren, in der er alleine mit Liechtenstein im EWR
verbleibt. Bondevik spricht von einer «klaren Wechselwirkung» und er-
wartet ebenfalls eine neue Debatte über einen Beitritt nach 2007.11 Ein
norwegisches Beitrittsgesuch war in der Legislaturperiode 2001–2005
auf grund einer Koalitionsvereinbarung ausgeschlossen.12 Im September
2005 fanden jedoch Neuwahlen statt. Die öffentliche Meinung und auch
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7 Archer 2005, S. 105–121, 129–131.
8 Island 2000, S. 52–56; Thorhallsson/Vignisson 2004b.
9 Ríkisútvarpid 2005; Frankfurter Allgemeine Zeitung 2005.
10 Dagbladet 2005.
11 Liechtensteiner Vaterland 2005.
12 Die Koalition aus Konservativen, Christlicher Volkspartei und Liberaler Partei hat-

te eine Art «Suizidklausel» vereinbart, wonach die Regierung zurücktreten würde,
sollte die Frage einer norwegischen EU-Mitgliedschaft im Laufe dieser Regie -
rungszeit aktuell werden.



die Wirtschaftsinteressen stehen derzeit Beitrittsverhandlungen weniger
ablehnend gegenüber.13 Eine bilaterale «Schweizer Lösung» nach einem
Ende des EWR scheint für Norwegen nicht attraktiv14 – und angesichts
des erforderlichen administrativen Aufwands und des im Vergleich zur
Schweiz geringeren Interesses, noch weniger für die EU.

Aus institutioneller Perspektive würde der Austritt eines Landes
aus der EFTA die EWR-Kosten für Liechtenstein und das verbleibende
Land vervielfachen, schwieriger wäre aber die Aufrechterhaltung eines
glaubwürdigen EFTA-Überwachungsmechanismus.15 Eine aus zwei
Mit  glie dern bestehende Überwachungsbehörde und ein aus zwei Rich -
tern zusammengesetzter Gerichtshof könnten leicht in Entschei dungs -
nöte gelangen. In diesem Sinne ist es für drei Staaten leichter «mit einer
Stimme zu sprechen» als für zwei.16 Die EU könnte vorschlagen, dass die
Funktionen der EFTA Surveillance Authority und des EFTA-Gerichts -
hofs von der Europäischen Kommission und vom Euro päi schen
Gerichtshof übernommen werden.17 Der Aussenminister Islands nahm
dazu im Jahre 2000 wie folgt Stellung:

«Obwohl die durch das EWR-Abkommen erworbenen Rechte er -
halten werden könnten, selbst wenn nur zwei EFTA-Staaten,
Island und Liechtenstein, übrig bleiben, würde die Verwaltung und
Aufrechterhaltung des Abkommens auf grosse Schwierigkeiten
treffen. (. . . ) Ein weiterer Transfer von Kompetenzen auf Insti tu tio -
nen, in welchen wir nicht direkt Mitglied sind, wie die Kommission
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13 Archer 2005, S. 180–186.
14 Archer 2005, S. 178–180.
15 Realistischerweise ist davon auszugehen, dass ein Austritt Norwegens dem EWR

ein Ende bereiten würde, während im Falle eines Austritts Islands ein Weiter be -
stehen u.U. noch möglich wäre (im Sinne eines pragmatischen Arrangements zwi-
schen Liechtenstein und Norwegen, welches letzterem mehr Gewicht verleihen
würde).

16 Die beiden EFTA/EWR-Institutionen waren nach dem Austritt von Österreich,
Finnland und Schweden aus der EFTA und vor dem liechtensteinischen EWR-
Beitritt in einer solchen Lage. Von Januar bis April 1995 nahm deshalb als «Not lö -
sung» das ehemalige finnische College-Mitglied der ESA weiterhin im Dreier kolle -
gium teil.

17 Ein solches Angebot wurde während den EWR-Verhandlungen als politisch nicht
akzep tabel von den EFTA-Staaten abgelehnt. Die Schweiz hat es jedoch im bilate -
ra len Luftverkehrsabkommen konzediert, und die Schengen-Assoziierung von
Nor wegen und Island sieht anstelle eines Überwachungsmechanismus bei Streitig -
kei ten die einfache Auflösung des Abkommens vor.



oder der Europäische Gerichtshof, steht meiner Meinung nach aus -
ser Frage. Der Souveränitätsverlust wäre in diesem Fall in Wirk -
lich keit grösser als bei einer vollen Mitgliedschaft und würde nicht
im Einklang mit unserer Verfassung stehen. Wir könnten so mit vor
die Wahl gestellt sein, den Umfang und das Entwick lungs potential
des EWR-Abkommens signifikant zu beschränken oder die Voll -
mit gliedschaft anzustreben.»18

Sollten Island oder Norwegen der EFTA den Rücken kehren, könnte
der EWR nur durch den Beitritt neuer Staaten gerettet werden. Gemäss
Artikel 128 des EWR-Abkommens muss jeder Staat, der EU-Mitglied
wird, und kann jeder Staat, welcher der EFTA beitritt, Vertragspartei des
EWR-Abkommens werden. Diese Bestimmung kam bereits bei der Ost -
er weiterung 2004 zur Anwendung, welche das Verhältnis der beiden Sei -
ten mit 25 zu drei weiter zugunsten der EU verschoben hat. Die EFTA
würde durch neue Mitglieder politisches Gewicht zurück gewinnen,
aber die heute dafür in Frage kommenden Staaten (z.B. Türkei, Ukraine,
Balkanländer) haben nicht nur eine klare Präferenz für einen direkten
EU-Beitritt, sondern würden auch bei den EFTA-Staaten auf wenig
Gegenliebe stossen.19 Aus EFTA-Sicht scheint einzig ein Beitritt der
Schweiz zum EWR-Abkommen attraktiv. Der Bundesrat ist jedoch der
Auffassung, dass dies «kein Ersatz für einen EG-Beitritt» sei.20

2. Kategorien der Aussenwirtschaftsbeziehungen der EU 

Der Aussenhandel der EU hat sich in den 1990er Jahren zu einem welt -
wei ten Beziehungsnetz ausgeweitet, das gemäss Tabelle 1 in verschie -
dene integrationspolitische Kategorien eingeteilt werden kann. Generell
ist ein Trend zu reziprokem Freihandel, neuerdings auch mit Entwick -
lungs ländern, und zu einer Einbeziehung von Dienstleistungen und
nicht-tarifären Handelshemmnissen festzustellen. Manche Länder sind
im Laufe der Zeit in der Typologie aufgerückt, beispielsweise von Ko -
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18 Ásgrímsson 2000.
19 Auch Slowenien hatte sich in den frühen 1990er Jahren vergeblich um einen EFTA-

Bei tritt bemüht. Vgl. Blankart 2000, S. 6.
20 Schweiz 1999, S. 301.



192

Sieglinde Gstöhl

Tabelle 1: Handelsregime der EU mit Drittstaaten

Handelsregime Beispiel
EU-Mitgliedschaft EU-25
Binnenmarktassoziierung EWR (Norwegen, Island, Liechtenstein)
Zollunion
– mit EU-Beitrittsperspektive Türkei
– ohne EU-Beitrittsperspektive Andorra, San Marino
– indirekter Zollanschluss (ohne Vertrag) Monaco
Freihandelsabkommen
– mit Zollunionsperspektive ehemalige Assoziationsabkommen

Malta, Zypern, Griechenland und Türkei
– ohne Zollunionsperspektive und mit
– symmetrischer Reziprozität Israel, Schweiz (& «EWR-ähnliche»

bilaterale Abkommen)
– asymmetrischer Reziprozität Südafrika, Mexiko, ehemalige Europa-

Abkommen
Partnerschafts- und Kooperations-
abkommen
– mit Freihandelsperspektive Russland, Ukraine, Moldawien
– ohne Freihandelsperspektive Armenien, Georgien, Tadschikistan, etc.
nicht-reziproke Handelspräferenzen
– vertraglich (mit Freihandelsperspektive) Euro-Mediterrane Assoziations -

 abkommen (Ägypten, Marokko, etc.),
Stabilisierungs- und Assoziationsab -
kommen (Mazedonien, Kroatien, etc.),
Wirtschaftspartnerschafts abkommen
(AKP-Staaten)

– vertraglich (ohne Freihandels- Cotonou-Abkommen (AKP-Staaten)
perspektive)

– autonom Allgemeines Präferenzsystem,
«Everything But Arms»-Initiative (ärm-
ste Entwicklungs länder), Stabilisierungs-
und Assoziierungs prozess (Albanien,
Bosnien, Serbien)

Meistbegünstigung andere WTO-Mitgliedstaaten (USA,
Japan, Australien, etc.)

weniger als Meistbegünstigung Nordkorea 

Quelle: basiert auf Lamy (2002: 1404).



ope rations- zu Freihandelsabkommen (z.B. Israel) oder, wie im Falle ei-
niger EFTA-Staaten, vom Freihandel zur Binnenmarktassoziierung im
Rahmen des EWR und weiter zur EU-Mitgliedschaft. Die EU verfolgt
dabei eindeutig das Ziel strukturierter regionaler Aussenwirt schafts be -
zie hungen, wobei geopolitische Erwägungen (z.B. die Partnerschafts-
und Kooperationsabkommen mit den ehemaligen Sowjetrepubliken),
wirtschaftliche bzw. entwicklungspolitische Kriterien (z.B. das Coto -
nou-Abkommen mit den AKP-Staaten) oder eine konditionelle Diffe -
ren zierung (z.B. der Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess mit den
Balkanländern) zur Anwendung kommen.21 Überdies verhandelt die EU
vorzugsweise mit Gruppen von Staaten, die selbst schon enge
Beziehungen unterhalten (z.B. EFTA, Visegrad-Staaten, interregionale
Handelsabkommen). Diese Erkenntnis hat nicht nur die Schweiz in den
schwierigen bilateralen Gesprächen der vergangenen zehn Jahre erfah -
ren; sie stellt auch Liechtenstein vor die «Gretchenfrage», in welcher
Gruppe es sich sieht. Würde Liechtenstein eine Mikrostaaten-Option
(wie Andorra oder Monaco) wählen, wäre es wohl der erste Staat, der in
der Stufenleiter in Tabelle 1 wieder «absteigt».22

Bekanntlich gibt es in Politik wie Politikwissenschaft keine all ge -
mein gül tige Definition von Klein- bzw. Mikrostaaten. Neben den ob -
jek tiven Ressourcen wird oft eine perzeptive Dimension (d.h. die
Grösse in der Selbst- bzw. Fremdwahrnehmung) angeführt.23 Im Falle
Liechtensteins handelt es sich nach den objektiven Strukturelementen
wie Staatsgebiet und Bevölkerung eindeutig um einen Mikrostaat. Fügt
man als weiteres Kriterium die Fähigkeit eines Staates, seinen Einfluss
auf internationaler Ebene geltend zu machen,24 hinzu, so hat das Fürs -
ten tum – im Gegen satz zu den anderen europäischen Mikrostaaten – als
gleichberechtigtes Mitglied der EFTA und des EWR durchaus die inte -
gra tionspolitische Position eines europäischen Kleinstaates erlangt. Es
ist ausserdem frag lich, inwieweit Mikrostaaten und -territorien wie Mo -
naco, Andorra oder die Kanalinseln aus wirtschaftlicher Sicht mit Liech -
ten stein vergleichbar sind. Sie sind hauptsächlich auf das Offshore-
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21 Cremona 2000, S. 60–62.
22 Tabelle 1 ist jedoch nicht als strikt hierarchische Pyramide von Handelspräferenzen

zu verstehen.
23 Geser 1992, S. 629; Archer/Nugent 2002, S. 2–5.
24 Keohane 1969, S. 296.



Geschäft und Tourismus spezialisiert und verfügen im Gegensatz zu
Liech tenstein über keinen nennenswerten leistungsfähigen Industrie-
und Gewerbe sek tor, welcher eine aktive Integrationspolitik erfordert.
Die liech ten steinische Wirtschaftskraft hingegen beläuft sich auf etwa
zwei Drittel des maltesischen und ein Drittel des isländischen Brutto -
inlands pro dukts.25 Das Fürstentum nimmt somit eine Zwischenposition
ein: struk tu rell gleicht es einem Mikrostaat, wirtschaftlich und inte gra -
tions po li tisch einem Kleinstaat.26

Die Europäische Union selbst bietet keine explizite Definition von
Klein- oder Mikrostaaten an, orientiert sich aber bei institutionellen Fra -
gen (z.B. Stimmengewichtung im Rat, Zahl der Europaabgeordneten)
vor nehmlich an der Bevölkerungszahl. Hier sind die Erfahrungen ande -
rer kleiner Länder von Interesse. Einerseits stufte die Europäische Kom -
mis sion im Rahmen der Verhandlungen über ein Zollunionsabkommen
von 1989 Andorra intern als «Mikrostaat» ein.27 Andererseits mussten
Malta und Zypern, die beide auf ein langjähriges Assozia tions ab kom -
men aufbauen konnten, bei ihrem Beitritt 2004 keine Abstriche in ihrer
Vollmitgliedschaft hinnehmen. Dies obwohl die Kommission 1992 im
Zuge der Beitrittsgesuche der beiden Inseln festhielt, dass sich «im Falle
dieser beiden sehr kleinen Staaten durch den Beitritt Schwierigkeiten in-
stitutioneller Art ergeben, die nicht ohne Überlegungen über die künf -
tige Gestaltung des institutionellen Rahmens der Gemeinschaft gelöst
werden können».28 Und fünf Jahre später schrieb ein Kommissions be -
am ter noch: «Stellt ein solcher Staat tatsächlich einen Beitrittsantrag, wie
jüngst im Falle Maltas, bringt er die Gemeinschaft damit in erhebliche
Verlegenheit, denn die institutionelle Einbindung eines solchen Staates
bereitet allergrösste Schwierigkeiten. Der Fall Luxemburg kann dabei
kaum als Präzedenzfall dienen (. . . )».29

Der Verfassungsvertrag sah mit Artikel I-57 erstmals eine ver trag -
liche Basis für die Nachbarschaftspolitik der Union vor. Er würde der
EU u.a. die Möglichkeit einräumen, mit ihren (mittelbaren oder unmit -
tel baren) Nachbarländern «spezielle Übereinkünfte» im Sinne einer
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25 Basiert auf Eurostat-Daten für 2001. Ich danke Wilfried Oehry für diesen Hinweis. 
26 Dieser Argumentation folgen auch Archer/Nugent 2002, S. 5. 
27 Stapper 1999, S. 68 (Fussnote 221).
28 Europäische Kommission 1992, S. 18.
29 Sack 1997, S. 46.



Son derform der Assoziationsabkommen zu schliessen. Diese neue Be -
stim mung, welche nicht zuletzt wegen der Türkei aufgenommen worden
ist, zielt insbesondere auf Staaten, die nicht beitreten wollen oder deren
Beitrittsgesuch abgelehnt wurde. Die Schlussakte enthält zu Artikel I-57
die folgende Erklärung Nr. 11: «Die Union trägt der besonderen Lage
der Länder mit geringer territorialer Ausdehnung Rechnung, die spezi -
fi sche Nachbarschaftsbeziehungen zur Union unterhalten.» Laut der
öster  reichischen Regierungsvorlage, welche den Verfassungsvertrag er -
läu  tert, sind mit den «europäischen Kleinstaaten» Andorra, Liechten -
stein, Monaco, San Marino und der Vatikan gemeint.30 Es soll unter stri -
chen werden, dass die besonderen Interessen der europäischen Mikro -
staa ten durch die Schaffung einer Nachbarschaftspolitik von der EU
nicht vernachlässigt werden. Diese Erklärung muss nicht bedeuten, dass
Liechtensteins Optionen – sollte diese Bestimmung jemals in Kraft tre -
ten – nun auf diejenigen dieser Staaten zusammenschrumpfen. Das Fürs -
ten tum könnte die Erklärung auch für sich in Anspruch nehmen, um
mehr zu erreichen. Allerdings besteht von Seiten der erweiterten EU das
klare Interesse, ihre Aussenbeziehungen durch kohärente «Grup pen -
arrangements» rechtlich und logistisch zu vereinfachen und damit die
Gefahr, dass Liechtenstein von der Klasse der EWR-Kleinstaaten in die
Gattung der Mikrostaaten «abrutschen» könnte.31

Welcher Kategorie fühlt sich Liechtenstein selbst zugehörig: der
Kategorie Luxemburg, Malta und Island oder der Kategorie Andorra,
Monaco und San Marino? Entscheidet man sich für die erste Gruppe,
müsste es das Bestreben der liechtensteinischen Regierung sein, auch
über die EWR-Materie hinaus als Kleinstaat (und nicht als Mikrostaat)
wahrgenommen zu werden. Aus dieser Sicht ist es taktisch nicht beson -
ders glücklich, das Zinsbesteuerungsabkommen mit der EU vom De -
zem ber 2004 an einem Tisch mit Monaco und San Marino unterzeichnet
zu haben. Der EWR bietet dem Fürstentum die Chance, in einer höhe-
ren Liga (z.B. Assoziierung, Mitgliedschaft) mitzuspielen. Hier kann
man von Luxemburg lernen: die Europäische Gemeinschaft für Kohle
und Stahl (EGKS) war für das Grossherzogtum historisch die
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30 Österreich 2005, Materialien, S. 91.
31 Gemäss den Ausführungen eines Kommissionsbeamten gilt umgekehrt auch, dass

eine möglichst einfache Lösung für Liechtenstein später als «Modell für die anderen
Mikro staaten» dienen könnte. Vgl. Brinkmann 2005.



Eintrittskarte in die heutige EU. Luxemburg (und Belgien) haben 1950
vor allem dank ihrer bedeutenden Stahlproduktion Einfluss in der
EGKS erhalten.32 Die vollwertige EGKS-Mitgliedschaft kam Luxem -
burg dann wenige Jahre später zu Gute als es um die Frage ging, ob das
kleine Land in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eigenständig
oder durch Belgien (bzw. die belgo-luxemburgische Wirtschaftsunion)
repräsentiert sein soll. Was für Luxemburg die EGKS war, könnte für
Liechtenstein der EWR sein. «L�adhésion à l�Union européenne n�est pas
sujette à différenciation. La prise en compte des spécificités étatiques
s�effectue au cours de l�étape précédente de pré-adhésion pour l�élargis-
sement (. . . )».33

3. Liechtensteinische Integrationsoptionen «post-EWR»

Tabelle 2 gibt einen Überblick über die wichtigsten Szenarien im Falle
einer Beendigung des EWR infolge eines EU-Beitritts der nordischen
EFTA-Staaten. Sie umfassen fünf Optionen, die jeweils in zwei Unter -
varianten unterteilt werden, je nachdem ob die Schweiz (a) weiterhin am
Bilateralismus festhält oder (b) der EU beitritt.

Die vier schattierten Optionen sind von besonderem Interesse,
denn nur eine Assoziierung oder eine – wie auch immer geartete –
Mitgliedschaft können nicht nur materiell, sondern auch hinsichtlich der
institutio nel len Beteiligung Liechtensteins das EWR-Niveau annähernd
erhalten.34 Von Seiten der liechtensteinischen Regierungen wurde grund-
sätzlich immer wieder betont, dass «die Teilnahme am Binnen markt, an
den vier Freiheiten und an den flankierenden Politiken weiter hin auf-
recht erhal ten» werden soll, auch wenn die Schweiz oder Norwe gen und
Island sich eines Tages der EU anschliessen.35 Der Botschafter des
Fürstentums in Brüssel formulierte kürzlich höchst zuversichtlich:36
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32 Baillie 1998, S. 196–197; Wallace 1999, S. 14.
33 Tchakaloff 2002, S. 105.
34 Materiell könnte ein EWR-Niveau ggf. auch mittels der anderen bilateralen Optio -

nen erreicht werden, zumindest wenn zusätzliche bilaterale Abkommen über Frei -
handels- bzw. Zollfragen hinaus abgeschlossen würden. 

35 Z.B. Liechtensteiner Vaterland 2000a.
36 Neue Zürcher Zeitung 2005.



«Auch im Falle eines EU-Beitrittes aller anderen EFTA-Staaten,
also inklusive der Schweiz, bleibt der EWR für Liechtenstein
durchaus eine der realistischen Optionen für die weitere Zukunft,
selbst wenn dies einige Vertragsanpassungen notwendig machen
könnte. Auch für die EU mag dies ein akzeptables Modell für
Staaten sein, für welche eine Vollintegration nicht den spezifi-
schen Gegeben heiten entspricht.»

Sollte Liechtenstein das Ende des EWR also ruhig abwarten oder viel -
leicht doch schon mögliche Varianten vorbereiten, die der EU bei Bedarf
präsentiert werden könnten? 
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a) Schweiz-EU
Bilateralismus
z.T. indirekte Teil -
nahme an den bila-
teralen Verträgen
Schweiz-EU
(«Nutzniesser»)
Bilateralismus «à la
Suisse» (mit Zoll -
vertrag)
Zollanschluss an EU
anstatt Schweiz
(«Partnerwechsel»)
Assoziationsabkom-
men («bilateralisier-
ter EWR») mit Zoll -
vertrag
Liechtenstein mit
Norwegen und/oder
Island in der EU
(«Norderweite -
rung»)

b) EU-Beitritt
der Schweiz
indirekter Zollan -
schluss an die EU
(«Modell Monaco»)

Bilateralismus im
Alleingang (ohne
Zollvertrag)
direkter Zollan -
schluss an die EU
(«Modell Andorra»)
Assoziationsabkom-
men («bilateralisier-
ter EWR») ohne
Zoll vertrag
Liechtenstein und
Schweiz (mit Nor -
wegen und/oder
Island) in der EU
(«Modell Luxem -
burg»)

(1)

Freihandel mit EU 
(2)

Zollanschluss an EU
(3)

Assoziierung mit
EU
(4)

(5)

Tabelle 2: Liechtensteinische Integrationsszenarien «nach dem EWR»

«Nichtstun»

Bilaterale
Optionen

EU-Beitritt

Quelle: eigene Darstellung.



3.1 «Nichtstun» Liechtensteins nach dem EWR

Entscheidet sich Liechtenstein bei einer Auflösung des EWR für ein
«Nichts tun», ergeben sich unter Beibehaltung des Zollvertrags mit der
Schweiz folgende zwei Szenarien. Einerseits könnte das Fürstentum als
«Nutzniesser» zumindest teilweise an manchen bilateralen Verträgen
Schweiz-EU indirekt partizipieren (Option 1a). Andererseits könnte
Liechtenstein bei einem EU-Beitritt der Schweiz – ähnlich wie Monaco
mit Blick auf Frankreich – auf das Weiterbestehen des Zollvertrags mit
der Schweiz vertrauen und keine weiteren Schritte unternehmen (Op -
tion 1b). In beiden Fällen hätte Liechtenstein keine direkte vertragliche
Bindung mit der EU und wäre künftig auf das Wohlwollen der Schweiz
und der EU angewiesen. Beide Optionen sind aufgrund fehlender Mit -
spra che politisch und aufgrund fehlender Reziprozität auch wirt schaft -
lich wenig attraktiv. Überdies treten gemäss Art. 127 des EWR-Ab -
kommens im Falle einer Kündigung die Vertragsparteien unverzüg lich
zu einer diplomatischen Konferenz zusammen, «um zu erwägen, in wel-
chen Punkten das Abkommen geändert werden muss». Das Fürs ten tum
hätte folglich gewiss die Gelegenheit, seine Wünsche gegen über der EU
zu vertreten. Dafür spricht auch, dass es aus EU-Sicht dem euro päi schen
Integrationsgedanken zuwider laufen würde, wenn ein Land unter ein
bereits erreichtes Integrationsniveau zurückfiele – ausser Liech ten stein
würde sich explizit dafür entscheiden. Der Vollständigkeit halber wer-
den aber die beiden Strategien kurz diskutiert.

Option 1a: Liechtenstein ohne EWR-Ersatz, Schweiz-EU Bilateralis -
mus («Nutzniesser»)

Im Allgemeinen begründet ein völkerrechtlicher Vertrag für Drittstaaten
ohne deren Zustimmung keine Rechte und Pflichten. Trotzdem kann
über die im Zollvertrag begründeten Rechtsetzungs- und Vertretungs be -
fug nisse der Schweiz das in den bilateralen Abkommen der Schweiz mit
der EU vereinbarte Recht z.T. indirekt in Liechtenstein Anwendung fin-
den. Dies gilt insbesondere für die direkt anwendbaren Bestim mun gen,
die den Warenverkehr betreffen oder so eng mit ihm verknüpft sind, dass
sie unter den Anwendungsbereich des Zollvertrags fallen, als auch für
die aufgrund der Abkommen erlassene schweizerische Anpassungs ge -
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setz gebung.37 Liechtenstein wird dadurch aber nicht zum «partiellen
Ver tragspartner»; es handelt sich vielmehr um eine einseitige Verbind -
lich keit, denn Liechtenstein hat keinen Anspruch auf reziproke Behand -
lung durch die EU. Jede Regelung, die Liechtenstein aus den bilateralen
Ab kommen Rechte gegenüber den Vertragsparteien einräumen soll, be -
darf des Einverständnisses aller Beteiligten.

Option 1b: Liechtenstein ohne EWR-Ersatz, EU-Beitritt der Schweiz
(«Modell Monaco»)

Im Aussenpolitischen Bericht 2000 erklärte der Bundesrat seine Absicht,
den EU-Beitritt so weit vorzubereiten, dass er in der laufenden Legisla -
tur periode (2003–2007) über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
entscheiden kann.38 Seine Präferenzen sind eindeutig:

«Die Stellung der EU in Europa ist heute so stark und umfassend,
dass ein Land wie die Schweiz mit seiner Abhängigkeit von der
Union im Fall eines weiteren Fernbleibens das Risiko wachsender
Fremdbestimmung auf sich nimmt und letztlich erpressbar wird.
So betrachtet bedeutet der Beitritt zur Europäischen Union neue
Chancen und Dynamik, mehr Einflussnahme, mehr Mitgestal -
tung und damit einen Souveränitätsgewinn.»39

Auch wenn ein konkreter Zeitplan aussteht, muss Liechtenstein doch
damit rechnen, dass die Schweiz eines Tages der EU beitreten wird. Dies
muss nicht das Ende des schweizerisch-liechtensteinischen Zollvertrags
bedeuten. Auch die Zollanschlüsse Monacos an Frankreich und San
Mari nos an Italien (bis zum Zollunionsabkommen mit der EU 1991)
blie  ben aufgrund von Art. 307 EGV in Kraft.40 Die zollrechtlichen Ver -
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37 Eine solche mittelbar-sektorielle Verbindlichkeit wurde auch für den Fall eines
schwei zerischen EWR-Beitritts bei einem Fernbleiben Liechtensteins festgestellt,
s. Bruha 1992b, S. 3–6. 

38 Schweiz 2000, S. 43, 45.
39 Schweiz 2000, S. 44.
40 Stapper 1999, S. 34, 47; Gstöhl 2001, S. 97–107. Allerdings herrschte damals noch die

mittlerweile überholte Rechtsmeinung vor, der EU-Vertrag sei via Art. 299(4) EGV
(Wahr nehmung der auswärtigen Beziehungen durch einen Mitgliedstaat) auf die
beiden Mikrostaaten anwendbar. 



ein ba rungen Andorras mit Frankreich wurden von der Gemeinschaft
eben falls toleriert und erst 1991 infolge des spanischen Beitritts im Rah -
men eines Zollunionsabkommens geregelt. 

Grundsätzlich gilt, dass die EU-Verträge die Rechte oder Pflichten
von Drittstaaten, welche diese in gutem Glauben mit einem Mit glied -
staat vor dessen EU-Beitritt abgeschlossen haben, nicht berühren. Die
Schweiz müsste sich bei Unvereinbarkeiten zwischen ihren Verpflich -
tun gen gegenüber der EU und gegenüber Liechtenstein um eine Lösung
bemühen. Dafür stehen ihr folgende Möglichkeiten offen: Neuverhand -
lun gen, die rechtlich zulässige Kündigung der Verträge, die gemein -
schafts konforme Auslegung der Verträge oder ein gemeinsames Vor ge -
hen aller EU-Mitgliedstaaten.41 Für die EU-Organe kann dabei besten -
falls eine Unterstützungspflicht angenommen werden.42 Im Prinzip sind
jedoch aus dem bestehenden Zollvertrag keine signifikanten Vertrags -
kol lisio nen zu erwarten, da sich Liechtenstein gegenüber der Schweiz
verpflichtet, die schweizerische Gesetzgebung und Handelsverträge mit
Dritt staaten anzuwenden. Das im Fürstentum aufgrund von Art. 4 ZV
an wendbare schweizerische Zollvertragsrecht würde lediglich durch
EU-Recht ersetzt. Eine solche «Übernahme» des Zollvertrags in die Ge -
meinschaft hätte den grossen Nachteil, dass das liechtensteinische Mit -
be stimmungsdefizit auf die europäische Ebene übertragen würde. Die
Bei trittsakte der Schweiz würde zudem festlegen, dass die Abkom men
der Gemeinschaft mit Drittstaaten für die Eidgenossenschaft ver bind lich
sind bzw. die Schweiz ihnen beitreten muss. Diese wären dann aufgrund
von Art. 7 ZV auch in Liechtenstein gültig, aber das Fürsten tum könnte
sich gegenüber den Vertragsparteien nicht darauf berufen, um An sprü -
che (z.B. Handelspräferenzen für Exporte) geltend zu ma chen. Dritt -
staaten wären nicht verpflichtet, liechtensteinische Produkte als
Gemeinschaftsware zu behandeln. 
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meinschaft die erforderlichen Massnahmen treffen, um den baltischen Staaten den
Zugang zum schwe dischen und finnischen Markt weiterhin zu ermöglichen.

42 Voss 1996, S. 187.



Es bleibt festzuhalten, dass ein integrationspolitischer Rückschritt
auf die Situation Monacos ohne direkte Vertragsbeziehungen zur EU für
Liechtenstein sowohl unter wirtschaftlichen als auch politischen Aspek -
ten keine wünschbare Option darstellt. Das Fürstentum hätte keine Mit -
wir kungsrechte und auch keine Garantie, dass Drittstaaten seinen Ex -
por ten den Status von Gemeinschaftswaren gewähren würden. Es ist zu-
dem fraglich, ob die Europäische Union eine solche Lösung über haupt
zulassen würde. 

3.2 Bilaterale Optionen Liechtensteins nach dem EWR

Auf der bilateralen Ebene sind drei Wege möglich: ein Freihandelsab -
kom men mit der EU, ein Zollanschluss an die EU oder eine Assoziie -
rung mit der EU. Sie unterscheiden sich weniger bezüglich des inhalt -
lichen Integrationsniveaus als vielmehr in institutioneller Hinsicht.
Inhaltlich könnte sich ein Freihandelsabkommen kombiniert mit wei te -
ren bilateralen Verträgen unter Umständen dem EWR-Niveau annähern,
ein zusätzlicher Zollanschluss würde über den EWR hinaus wohl auch
die Agrar- und Fischereipolitik sowie die Aussenhandelsbeziehungen
der EU umfassen, während eine Assoziierung unterschiedlich, vorzugs -
weise aber wenigstens auf EWR-Niveau als Binnenmarktassoziierung
aus gestaltet werden könnte. Hingegen dürfte weder ein Freihandels-
noch ein Zollanschlussabkommen über nennenswerte eigene Institutio -
nen verfügen. 

3.2.1.Freihandel Liechtensteins mit der EU

Option 2a: Bilateralismus «à la Suisse» (mit Zollvertrag), Schweiz-EU
Bilateralismus

Liechtenstein könnte versuchen, mit der EU ein eigenes Freihandels ab -
kommen abzuschliessen oder aber die alte Regelung – eine Teilhabe am
Frei handelsabkommen Schweiz-EU von 1972 via Zollvertrag und
«Liech  ten stein-Klausel» – zu reaktivieren. Aus Sicht des erreichten Inte -
gra tionsniveaus im EWR würde dies einem Rückschritt gleichkommen,
wenn es nicht gelänge, in Nachahmung der Schweiz eigene bzw. paral -
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lele, bilaterale Abkommen mit der EU über den Warenfreihandel hinaus
abzuschliessen. Im Gegensatz zu Option 1a würde es sich somit nicht
um eine indirekte partielle Teilnahme, sondern um einen expliziten Bila -
te ra lis mus Liechtensteins handeln. Eigene sektorielle Abkommen er -
scheinen dabei allerdings aufgrund des Aufwands höchst unrealistisch,
wahrscheinlicher wäre eine Einbeziehung in bzw. eine Koppelung an die
Schweizer Abkommen mit der EU. Fraglich ist, inwieweit die Schweiz
das Fürstentum bei weiteren Verhandlungen als ein «Anhängsel» will -
kom men heissen würde, wie gut die liechtensteinischen Interessen ange -
sichts des politischen Gefälles vertreten werden könnten und ob die EU
diese Vorgehensweise akzeptieren würde. In jedem Fall läge das institu -
tio nelle Mitwirkungspotential Liechtensteins unterhalb des bestehenden
EWR-Niveaus. 

Option 2b: Bilateralismus im Alleingang (ohne Zollvertrag),
EU-Beitritt der Schweiz

Vor einer Aufnahme in die EU müsste die Schweiz ihre Mitgliedschaft in
der EFTA kündigen, und sie würde wohl auch mit Liechtenstein in Ge -
spräche über die betroffenen bilateralen Verträge treten. Der Bundesrat
hält im Integrationsbericht 1999 dazu fest: «Die Lage der mit Liechten -
stein durch Staatsvertrag geschaffenen Zollunion müsste, gemeinsam mit
Liechtenstein und der EG, überprüft werden.»43

Würde der Zollvertrag aufgelöst, könnte Liechtenstein «auf den
Spuren der Schweiz» versuchen, ein eigenes Freihandelsabkommen und
weitere bilaterale Abkommen mit der Union abzuschliessen.44 Dies wür-
de je doch entweder Grenzkontrollen zur Schweiz oder ein spezielles
Markt überwachungssystem (Ursprungsregeln für liechtensteinische
Exporte, Mehrwertsteuer, etc.) bedingen. Eine offene Grenze wäre nur
möglich, wenn Liechtenstein entweder die gleichen Aussenzollsätze wie
die EU ansetzen oder aber ganz auf Zölle verzichten würde und nur Wa -
ren zirkulieren liesse, die im Binnenmarkt bereits in Verkehr gesetzt
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wurden. Inhaltlich würde dies einem Zollanschluss nahe kommen, da
grösstenteils auch der über das Zollrecht hinaus gehende Acquis im
Warenverkehr umgesetzt werden müsste. Von Seiten der EU bestünde
jedoch, wie bereits in Option 2a ausgeführt, kein Interesse daran, den
statischen und kostspieligen schweizerischen Bilateralismus mit einem
wirtschaftlich unbedeutenden Kleinststaat zu wiederholen. Hingegen
wäre der Anreiz gross, dem Fürstentum stattdessen z.B. ein Zollunions -
ab kommen anzubieten. 

3.2.2 Zollanschluss Liechtensteins an die EU

Option 3a: Zollanschluss an die EU, Schweiz-EU Bilateralismus
(«Partnerwechsel»)

Ein Ersatz des Zollvertrags mit der Schweiz durch eine Zollunion mit
der Gemeinschaft ohne dass die Schweiz der EU beitritt, ist politisch aus
liechtensteinischer Sicht wenig wahrscheinlich, nicht zuletzt weil
Grenz kontrollen am Rhein unvermeidlich wären. Wirtschaftlich wäre
ein solcher «Partnerwechsel» bei einem Ende des EWR nicht unattrak -
tiv, da aufgrund der Handelsströme der EU-Binnenmarkt wichtiger ist
als der schweizerische Markt. Die EU würde sich bei der Vertrags ge -
staltung wohl an den bestehenden Zollunionsabkommen mit San Mari -
no und Andorra orientieren, eventuell ergänzt um ein Koopera tions -
abkommen, das eine etwas stärkere Annäherung an die EWR-Materie
brächte. 

Um mit der Schweiz wenigstens Freihandelsbeziehungen wahren
zu können, müsste das Fürstentum von der EU explizit in deren bilate -
ra le Abkommen mit der Schweiz einbezogen werden. Falls auch der
Währungsvertrag «ausgetauscht» würde, könnte anstelle des Schweizer
Fran kens der Euro – gegebenenfalls mit der Prägung eigener liechten -
steinischer Münzen – eingeführt werden. Um den heutigen Integrations -
stand zu wahren, würde ein Zollanschluss jedoch nicht ausreichen; zu -
sätzliche (aber wenig wahrscheinliche) bilaterale Abkommen mit der EU
wären erforderlich. Bei einem schweizerischen EU-Beitritt hingegen,
wäre ein Zollanschluss an die EU eine denkbarere Option.
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Option 3b: Zollanschluss an die EU, EU-Beitritt der Schweiz («Modell
Andorra»)

Die liechtensteinische Regierung hat in der Vergangenheit bereits die
Ansicht geäussert, dass im Falle eines Schweizer EU-Beitritts der Zoll -
vertrag durch ein neues Vertragswerk, «z.B. durch eine Art Zollvertrag
mit der EU» ersetzt werden könnte.45 Liechtensteins Botschafter in
Brüs sel hält eine Zollunion mit der Gemeinschaft ebenfalls für die an -
sprechendste Lösung.46 Da die Zollvertragsmaterie in den Bereich der
ge meinsamen Handelspolitik fällt, müsste Liechtenstein mit der Kom -
mis sion über einen Zollanschluss verhandeln. Die Europäische Union
hat sich bisher vom Prinzip der völkerrechtskonformen Integration lei-
ten lassen und die Altverträge zusammen mit den Vertragspartnern im
Zweifel neu verhandelt.47 Mit einem schweizerischen EU-Beitritt hätte
das Fürstentum neben Österreich einen weiteren wohlwollenden
«Paten» in der Union, auf dessen Unterstützung es bei Verhandlungen
zählen könnte. 

Im Unterschied zum bestehenden Zollvertrag, welcher auch den
schweizerischen Handelsverträgen mit Drittstaaten in Liechtenstein
Anwendung verschafft, gewährleistet eine Zollunion mit der Gemein -
schaft nur den Zugang zum EU-Markt und keine automatische Beteili -
gung an der gemeinsamen Handelspolitik (abgesehen davon, dass Dritt -
lands waren über EU-Präferenzabkommen nach Liechtenstein gelangen
könnten). Die EU müsste in ihren Handelsabkommen mit Drittstaaten
künftig Vorkehrungen für die Anerkennung der Gleichstellung der
liech tensteinischen Ursprungswaren mit den EU-Ursprungswaren tref-
fen bzw. im Nachhinein eine entsprechende gemeinsame Erklärung er-
wirken.48 Für den Währungsvertrag mit Liechtenstein besteht angesichts
der Übernahme des Euro durch San Marino, Monaco und den Vatikan
ein «Präzedenzfall» für die Vorgehensweise. Der Rat hatte Ita lien und
Frankreich ermächtigt, mit ihren kleinen Nachbarstaaten zu ver handeln
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und die bilateralen Währungsübereinkommen neu zu ge stal ten, damit
diese den Euro als offizielle Währung verwenden können. Andorra hat
2004 ein Währungsabkommen mit der EU abgeschlossen, um in
Zukunft auch eigene Euro-Münzen prägen zu dürfen.

Seitens der EU bestünde wahrscheinlich die Tendenz, mit einem
Zollunions abkommen die schweizerisch-liechtensteinische Zollver -
trags  materie zu absorbieren und sich an die Abkommen mit San Marino
und Andorra zu halten. Letztere sehen auf institutioneller Ebene jeweils
einen gemischten Ausschuss, der das Abkommen verwaltet und seine
ord nungsgemässe Durchführung überwacht, sowie die Möglichkeit ei-
nes Schlichtungsverfahrens vor. Sämtliche handelspolitischen Regeln
werden autonom übernommen (d.h. ohne an deren Ausarbeitung betei -
ligt zu sein oder sich gegenüber Drittstaaten darauf berufen zu können).
Der Kommission wäre im Sinne einer Vereinfachung sicherlich daran ge-
legen, besonders in Abkommen, die über eine solche einfache Zoll union
hinausgehen, eine quasi-automatische Übernahme des Acquis durch
Liechtenstein festzuschreiben.49 Einem solch «souveränitäts feind lichen»
Ansinnen könnte das Fürstentum kaum zustimmen. Im Gegen satz dazu
würde ein Assoziationsabkommen Mitspracherechte bieten. 

3.2.3 Assoziierung Liechtensteins mit der EU

Geht man von einer Umwandlung des multilateralen EWR-Abkom -
mens in bilaterale Abkommen zwischen der EU und individuellen
EFTA-Staaten aus, so kommt ein Assoziationsabkommen materiell und
institutionell einem «bilateralisierter EWR» am nächsten.

Option 4a: Assoziationsabkommen, Schweiz-EU Bilateralismus («bila-
teralisierter EWR» mit Zollvertrag)

Im Falle einer «Bilateralisierung» des EWR sollte eine Kompensation für
das Wegbrechen der liechtensteinischen Mitbestimmung im EWR ange -
strebt werden. Für eine institutionelle Einbindung im Rahmen eines
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bila teralen Abkommens auf EWR-Niveau sind verschiedene Formen
vor stellbar. So empfiehlt die CEPS-Studie von 2000, als Gegenleistung
für den Ver zicht auf die Vorteile der EWR-Mitgliedschaft eine privi le -
gierte bila te rale Beziehung zur EU auszuhandeln, «in der die wichtigs-
ten Merk male, wie garantierter Zugang zu EU-Entscheidungsträgern
bevor Ent schei dungen getroffen werden, sowie Teilnahme an formellen
und infor mellen Arbeitsgruppen im Abkommensbereich, erhalten blei-
ben».50

Assoziationsabkommen beispielsweise, welche auch die Errich -
tung einer Zollunion vorsehen können (wie z.B. mit Malta, Zypern und
der Türkei), sind «mit gegenseitigen Rechten und Pflichten, gemeinsa -
mem Vorgehen und besonderen Verfahren» (Art. 310 EGV) ausgestattet.
Sie besitzen in der Regel einen Assoziationsrat, einen Assoziations aus -
schuss und die Möglichkeit, bei Streitigkeiten ein ad hoc-Schiedsgericht
zu bestellen oder den EuGH anzurufen. Manche sehen zudem ein bera -
ten des parlamentarisches Organ vor. Auch der Verfassungsvertrag kon -
zi pierte für die neue Nachbarschaftspolitik der EU, dass solche Über -
einkünfte «gegenseitige Rechte und Pflichten umfassen und die
Möglich keit zu gemeinsamem Vorgehen eröffnen» (Art. I-57 VV). Zur
Durchführung würden regelmäßige Konsultationen stattfinden. 

Neben einer Beteiligung am decision-shaping wären somit für ein
«EWR-Nachfolgeabkommen» beispielsweise ein gemischter Ausschuss
und Treffen auf Ministerebene denkbar. Die Überwachungsaufgaben
könnten je nach angestrebtem Umfang und gewünschter Dynamik von
der Europäischen Kommission bzw. vom Europäischen Gerichtshof
oder von nationalen Organen unter Rückgriff auf eine internationale
Schiedsgerichtsbarkeit wahrgenommen werden. Inhaltlich würde eine
solche «Binnenmarktunion» einem «bilateralisierten» EWR-Abkom -
men am nächsten kommen. Die offene Grenze zur Schweiz könnte bei
einer Regelung der Mehrwertsteuer aufrechterhalten werden, da auf -
grund der Zollunion keine Warenkontrollen und aufgrund des Schen -
gen-Acquis keine Personenkontrollen erforderlich wären. 

Bezeichnenderweise stiess der Wunsch San Marinos, ein Assozia -
tions abkommen nach Art. 310 EGV abzuschliessen, bei der Kommis -
sion bisher auf Widerstand, da dies umfassender wäre als ein Handels-
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und Kooperationsabkommen nach Art. 133 EGV und dem assoziierten
Staat auch mehr Mitwirkungsrechte einräumen würde.51 Liechtenstein
hätte aufgrund seiner EWR-Mitgliedschaft jedoch bessere Chancen, ein
umfassendes Abkommen zu erzielen. Die Schweiz hat bislang die Mög -
lich keit eines Assoziationsabkommens mit der EU nicht diskutiert; der
Ständerat hält ein derartiges Rahmenabkommen aber für vorstellbar.52 

Option 4b: Assoziationsabkommen, EU-Beitritt der Schweiz («bilatera-
lisierter EWR» ohne Zollvertrag)

Eine Variante der Assoziierung wäre der Abschluss eines Assoziations -
abkommens mit der EU mit einem direkten Zollanschluss an die Ge -
mein schaft im Falle eines EU-Beitritts der Schweiz, d.h. eine Kom bi na -
tion der Optionen 4a und 3b. Allerdings wäre es in dieser Konstellation
erwägenswert, zusammen mit der Schweiz ein Beitrittsgesuch zu stellen
(Option 5b). 

3.3 EU-Beitrittsgesuch Liechtensteins

Der Gedanke an einen möglichen EU-Beitritt Liechtensteins zieht un -
wei gerlich die Frage der «Grössenverträglichkeit» nach sich, eine Dis -
kus sion die teilweise bereits mit Blick auf die EWR-Mitgliedschaft (und
davor beim UNO-Beitritt) geführt wurde. Ob Liechtenstein zu klein für
eine EU-Mitgliedschaft ist, bleibt grundsätzlich eine Frage von Ver hand -
lungen (bzw. intensiver Abklärungen im Vorfeld). Die Meinun gen dazu
divergieren. Bisher hat sich nur der aussenpolitische Experten rat der
Regierung für einen möglichen EU-Beitritt ausgesprochen.53 Das Euro -
päische Parlament schloss 1989 die Möglichkeit eines Beitritts von Mi -
kro staaten nicht aus, aber «das starke historische Bewusstsein dieser
Län der in Verbindung mit ihrem wirtschaftlichen Wohlstand erlaubt es
nicht, einen eventuellen Antrag auf Beitritt zur EG zu erwarten, vor al-
lem, wenn diese Staaten die Quelle ihres Reichtums dank der Sonder ab -
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kommen mit der Gemeinschaft wahren können».54 Die Präambel des
EWR-Abkommens von 1992 zieht in Erwägung, «dass der Abschluss
dieses Abkommens in keiner Weise die Möglichkeit eines Beitritts eines
jeden EFTA-Staates zu den Europäischen Gemeinschaften berührt».
Bruha und Vogt argumentieren, dass beim EU-Beitritt von Mikrostaaten
die Systemverträglichkeit geprüft werden muss, da der institutionelle
Rahmen der Union nicht auf sie zugeschnitten ist.55 Ihrer Ansicht nach
besteht ein Anspruch aller europäischen Staaten auf eine geeignete Parti -
zi pation am Integrationsprozess, wenn auch nicht auf Mitgliedschaft.
«Wo ein Beitritt zur Gemeinschaft aus den einen oder anderen Gründen
ausscheidet, ist eine Partizipation auf der nächstniedrigeren Integra -
tions stufe in Aussicht zu stellen (Europäischer Wirtschaftsraum, Zoll -
union, Europaabkommen, Freihandelsabkommen, Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen).»56

Angesichts des schweizerischen Beitrittsgesuchs verfasste die Re -
gie rung des Fürstentums 1992 einen kurzen Bericht zur Beitrittsfrage.
Sie stellte fest, dass Liechtenstein grundsätzlich die Bedingungen für ei-
nen Beitritt erfülle und die Kleinheit des Landes an sich kein Grund für
die Verweigerung der Aufnahme sein könne, auch wenn die Gemein -
schaft wahrscheinlich Probleme bei der institutionellen Einbindung
Liech tensteins sehen und die Frage «in erster Linie vom politischen
Willen der EG und ihrer Mitgliedsländer abhängen» würde.57 Die Mit -
wir kungs rechte und -pflichten Liechtensteins wären nach Ansicht der
Regierung Verhandlungssache. Das Fürstentum wäre wohl ein Netto -
zahler an das Gemeinschaftsbudget, die Mehrwertsteuer müsste erhöht
und die gemeinsame Handels- und Agrarpolitik übernommen werden.
Wichtig wäre auch der Harmonisierungsdruck im Bereich der direkten
Steuern (welcher in der EU nach wie vor Einstimmigkeit erfordert), al-
lerdings ist dieser grösstenteils auch ausserhalb der Union (z.B. OECD)
gegeben. Mit Ausnahme solcher Einzelfragen und der insti tu tio nellen
Problematik würden sich die Verhandlungen im wirtschaft lichen
Bereich «komplikationslos» gestalten.58 Die zu erwartenden Aus wir -
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kungen auf die verschiedenen Wirtschaftssektoren, auf die direkte
Demokratie und die Landesverwaltung müssten vorgängig eingehend
stu diert werden. Die CEPS-Studie kommt zu dem Schluss, dass sich eine
EU-Mitgliedschaft nicht mit dem Spielraum Liechten steins in Bezug auf
seinen Finanzplatz vereinbaren liesse.59 Ausserdem sei eine erweiterte
Union kaum willens, die europäischen Mikrostaaten als gleichberech -
tigte Mitglieder aufzunehmen. Die EU würde aus Sicht des CEPS Liech -
tenstein in ihren Institutionen nur einen Beobachter sta tus ohne Mitbe -
stim mungsrechte einräumen. 

Es ist nicht auszuschliessen, dass Liechtenstein in Beitrittsver hand -
lungen Zugeständnisse bei den institutionellen Mitgliedschaftsrechten
(z.B. permanenter Verzicht auf den EU-Vorsitz und auf Repräsentation
im Rat der Europäischen Zentralbank, eventuell auch im Europäischen
Ge richtshof oder gar in der Kommission) gegen materielle Kon zes sio -
nen der EU (z.B. in den Bereichen Steuerharmonisierung und Personen -
ver kehr) eintauschen könnte. Generell ist nach dem Scheitern der Ratifi -
ka tion des Verfassungsvertrags mit mehr flexibler Integration zu rech -
nen.60 Bei einer Teilnahme in der Währungsunion müsste Liechtenstein
eigentlich eine eigene nationale Zentralbank schaffen.61 Ein Verzicht
dürfte hier, angesichts der Erfahrungen mit der liechtensteinisch-schwei -
ze rischen Währungsunion, leicht fallen. Keine Konzessionen sollten bei
den Mitentscheidungsrechten in den Räten und im Europäischen Par la -
ment gemacht werden. Das Fürstentum wäre zudem finanziell in keiner
Bittsteller-Position, da es weder die Einführung einer neuen EU-Sprache
noch teure Agrar- oder Strukturbeihilfen verlangen müsste. 

Eine Art «Sondermitgliedschaft» in der EU ist aus rechtlicher Sicht
– und insbesondere im Falle eines Scheiterns der Ratifikation des Ver fas -
sungsvertrages – nicht a priori auszuschliessen, sofern sie sich an einem
«differenzierungsfesten Kern» (insbesondere dem Binnenmarkt) und an
bestimmten Grundprinzipien der EU (z.B. Funktionsfähigkeit der Ge -
mein schaft, Diskriminierungsverbot, Kohärenz- und Solidaritäts prin -
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zip) orientiert.62 Eine solche abgestufte Mitgliedschaft ist jedoch poli -
tisch nur sehr schwierig zu erreichen, zumindest für grössere Staaten.
Die Strategie der Kommission besteht in der Regel darin, dass die neuen
Mit gliedstaaten den Acquis, wie er sich zum Zeitpunkt der Erweiterung
prä sentiert, vom Beitritt an anwenden, «da andernfalls ihr Recht zur un -
ein geschränkten Mitwirkung am Entscheidungsprozess in Frage stün-
de».63 Bestenfalls können Übergangsmassnahmen, aber keine Aus nah -
meregeln, vereinbart werden. Wenn nun aber eine uneingeschränkte
Mitwirkung aufgrund mangelnder Kapazitäten sowieso nicht angestrebt
wird und das in Frage stehende Territorium einer «quantité négligeable»
gleichkommt, könnten Verhandlungen eventuell erfolgreich sein.64

Meist wird argumentiert, dass die liechtensteinische Verwaltung für
eine EU-Mitgliedschaft zu klein wäre.65 1997 schrieb ein Kommissions -
ver treter mit Blick auf die Mikrostaaten: «Ein Beitritt, theoretisch mög -
lich, ist aus praktischen Gründen meist ausgeschlossen, weil ein sol cher
Beitritt eine administrative Masse auf internationaler Ebene vor aus setzt,
welche zu erbringen diese Staaten selten in der Lage sind (Vorsitz im Rat,
personelle Beteiligung an den Institutionen, ausreichende Präsenz in
Dritt ländern und internationalen Organisationen).»66 Die Osterweite -
run gen 2004 und 2007 und die damit einhergehenden institutionellen
Re for men sprechen heute jedoch mehr denn je für die Möglichkeit einer
Mitgliedschaft, da die institutionellen Lasten der Mitglieder eher ab-
als zunehmen. So sieht der Vertrag von Nizza beispielsweise vor, dass
die Kom mission ab einer Grösse von 27 Mitgliedern nicht mehr einen
Staats  angehörigen je Mitgliedstaat umfassen wird. Die Kommissare sol-
len auf der Grundlage einer gleichberechtigten Rotation unter den
Mitgliedern ausgewählt werden. Gemäss dem Verfassungsvertrag – des-
sen institutionelle Regelungen in Zukunft wahrscheinlich doch noch
eine Umsetzung finden dürften – soll das Europäische Parlament in Zu -
kunft maximal 750 Abgeordnete (mindestens 6 pro Staat) umfassen, der
Ministerrat soll keine halbjährlich rotierende Präsidentschaft mehr ha-
ben (sondern eine 18-monatige Teampräsidentschaft von drei Län -
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dern)67, und die Kommission soll ab 2014 auf zwei Drittel der Mitglied -
staa ten verkleinert werden. 

Trotz Bedenken im Vorfeld wurde Malta und Zypern bei der Stim -
men verteilung und Besetzung der Organe keine «zweitklassige» Be -
hand lung zuteil. Seit November 2004 hat Malta drei Stimmen im Minis -
ter rat (derzeit insgesamt 321 Stimmen), während Luxemburg, Lettland,
Estland, Slowenien und Zypern über je vier Stimmen verfügen. In das
Europäische Parlament (derzeit 732 Abgeordnete) entsenden Malta fünf
Ab geordnete, Luxemburg, Estland und Zypern sechs und Slowenien sie-
ben Abgeordnete. Zypern (730 000 Einwohner) wurde somit institu tio -
nell mit Luxemburg (452 000 Einwohner) gleichgestellt, während Malta
(400 000 Einwohner) lediglich eine Stimme im Rat sowie einen Re prä -
sentanten im Parlament und in den beiden beratenden Aus schüs sen we-
niger erhielt. Liechtenstein mit seinen 34 000 Einwohnern könnte viel-
leicht mit ein bis zwei Stimmen rechnen. Der Verfassungs ver trag würde
die gewichtete Stimmenverteilung im Ministerrat zugunsten einer dop-
pelten Mehrheit abschaffen. Neben einer Mehrheit der Bevölkerung
wäre für die Beschlussfassung auch eine Mehrheit der Staaten erfor der -
lich, was Liechtenstein etwas mehr Gewicht verschaffen würde. 

Für eine selbständige Wahrnehmung aller mit einer Vollmitglied -
schaft verbundenen Rechte und Pflichten ist das Fürstentum offen sicht -
lich zu klein.68 Liechtenstein müsste zumindest an den Ratssitzungen
teil nehmen (genauer: der Regierungschef an den Treffen des Europäi -
schen Rates und die Regierungsräte oder der Ständige Vertreter an den
Ministerratssitzungen). Gegebenenfalls könnte ein liechtensteinischer
Kom missar vorgeschlagen werden. Bei den Richtern und den Mitglie -
dern des Rechnungshofes ist die Staatsangehörigkeit nicht vorgeschrie -
ben. Die wenigen Europaabgeordneten und Ausschussvertreter (Wirt -
schafts- und Sozialausschuss, Ausschuss der Regionen, Wirtschafts- und
Finanzausschuss) zu stellen, dürfte keine grossen Probleme bereiten.
Aus sichtslos wäre jedoch das Unterfangen, bei den Hunderten von Aus -
schüs sen und Expertengruppen, von denen die meisten bei der Kom mis -
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eine andere Aufgabenverteilung festlegen. Der Europäische Rat erhält zudem einen
hauptamtlichen Präsidenten, der für zweieinhalb Jahre gewählt wird.

68 Vgl. Bruha 1992a.



sion angesiedelt sind, vertreten zu sein. Hier müsste sehr selektiv vor -
gegangen werden. Jedenfalls würde Liechtenstein selbst bei minimaler
Präsenz an die Grenzen seiner Kapazitäten stossen.69 Eine EU-Mit glied -
schaft würde für das Fürstentum zudem über den EWR hinaus Kosten
verursachen (Gemeinsame Agrarpolitik, Budgetbeiträge, Personalauf -
wand in Vaduz und Brüssel, etc.). 

Für den Zeitpunkt eines möglichen liechtensteinischen Beitritts ge -
suchs wäre ein multilateraler Rahmen, d.h. ein Antrag zusammen mit
anderen EFTA-Staaten, äusserst wichtig. Malta beispielsweise ist im
Kon text der Osterweiterung um zehn neue Staaten und als relativ rei -
ches Land beinahe «unbemerkt» beigetreten. Die Union würde sicher -
lich multilateral mit den EFTA-EWR-Staaten verhandeln, aber kaum
mit einer einzelnen Bewerbung aus Vaduz. Die EU favorisiert in ihren
Aussenbeziehungen ohnehin einen «gruppenorientierten Ansatz», den
sich das Fürstentum so zunutze machen könnte. Überdies sind infolge
der institutionellen Reformen seit Nizza die Mitgliedschaftspflichten
we niger weitreichend, während einstimmige Beschlüsse (z.B. in Steuer -
fra gen) in der heterogeneren, erweiterten EU schwieriger zu erreichen
sind.

Option 5a: Liechtenstein tritt mit Norwegen und/oder Island der EU
bei, Schweiz-EU Bilateralismus («Norderweiterung»)

Sollten Island oder Norwegen – bzw. in Kettenreaktion beide Staaten –
einen EU-Beitritt anstreben, könnte die liechtensteinische Regierung auf
diesem «nordischen Ticket» ebenfalls ein Gesuch nach Brüssel schicken.
Viel leicht würde sich die Schweiz – die dann einen integrationspoliti -
schen Alleingang ohne EFTA vor sich hätte – einer solchen «Nord erwei -
te  rung» anschliessen, was die Position Liechtensteins weiter stärken
würde. Ein Beitrittsgesuch zusammen mit Island bzw. Norwegen zu stel -
len, käme somit einem «window of opportunity» gleich. Ein solches hat
Liechtenstein auch genutzt, als es 1991 der EFTA beitrat, um selb stän dig
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an den EWR-Verhandlungen teilnehmen zu können. Bei der Grün dung
der Freihandelszone dreissig Jahre früher war eine eigen stän dige Mit -
gliedschaft Liechtensteins – selbst ohne Stimmrecht – ge schei tert. 

Tritt Liechtenstein ohne die Schweiz der EU bei, müsste das Fürs -
ten tum den Zollvertrag kündigen, da seine Pflichten mit denjenigen ei-
nes EU-Mitglieds kollidieren würden. Die zwischenstaatlichen Bezie -
hun gen Liechtensteins und der Schweiz wären somit hauptsächlich von
den bilateralen Abkommen EU-Schweiz geprägt. In bilateralen Ver -
hand lungen mit der Schweiz müsste eine annehmbare Lösung gesucht
werden. Dank der Schengen-Teilnahme der Schweiz müssten keine
Grenz kontrollen für Personen, aber Abfertigungskontrollen für den
Wa ren verkehr eingeführt werden.70 Falls das Fürstentum den Euro
(einschl. der Ausgabe eigener Münzen) einführen möchte, würde der
Wäh rungsvertrag auch aufgelöst. Allerdings könnte es auch weiterhin
den Schweizer Franken verwenden oder beide Währungen als gesetz -
liche Zahlungsmittel zulassen.71

Einfacher wäre es für Liechtenstein, wenn die Schweiz gleichzeitig
der EU beitreten würde. Dies würde sowohl die Frage der Grenz kon -
trollen beseitigen als auch den Verwaltungsaufwand einer Mitgliedschaft
einschränken. 

Option 5b: EU-Beitritt Liechtensteins, EU-Beitritt der Schweiz
(«Modell Luxemburg»)

Eine Erweiterung um die Schweiz mit Norwegen und/oder Island wäre
für die EU sehr interessant. Diese Staaten hätten keine Probleme bei der
(grösstenteils schon erfolgten) Übernahme des Acquis und wären Netto -
zahler zum EU-Haushalt. Träte Liechtenstein gemeinsam mit der
Schweiz der EU bei, würde der Vorrang des Gemeinschaftsrechts gelten
und die Regionalunion Schweiz-Liechtenstein beendet – sofern keine
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70 Unter Umständen wäre eine weitergeführte «Quadratur des Kreises» denkbar, bei
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von der «parallelen Verkehrsfähigkeit» betroffen.

71 Bis zur Einführung des Euro wurden in Andorra sowohl der französische Franc als
auch die spanische Peseta verwendet.



Aus nahmebestimmung wie hinsichtlich der Benelux-Zusammenschlüsse
(Art. 306 EGV) in die Verträge eingefügt würde. Als EU-Mitglied be-
dürfte das Fürstentum kaum einer Mitwirkung der Schweiz bei der Er -
füllung seiner Rechte und Pflichten im Zollbereich, denn die Verwal -
tungs leistungen im Bereich des freien Warenverkehrs wären nicht be -
son ders aufwändig. Einige dieser Aufgaben werden aufgrund der EWR-
Teilnahme Liechtensteins bereits ohne die Schweiz umgesetzt.

Hingegen wären einige administrative Entlastungsoptionen denk -
bar, wenn die Schweiz ebenfalls der EU beitritt. Auch Luxemburg konn-
te dank seiner engen Beziehungen zu Belgien und den Nieder lan den die
Beanspruchung durch die Union oft mindern, beispielsweise durch die
Übernahme der Position der Nachbarstaaten oder den Nach voll zug ih-
res Rechts.72 Liechtenstein könnte seine Nachbarstaaten Schweiz und
Österreich mit bestimmten Aufgaben betrauen und sie fallweise auch
mit einer Vertretung oder gar Stimm rechts übertragung ausstatten. Eine
gute und enge Zusammenarbeit wäre eine unabdingbare Voraussetzung
dafür, was angesichts der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen
kein Hindernis darstellen sollte. 

4. «Nach dem EWR»: Assoziierung oder Mitgliedschaft?

Historisch gesehen war Liechtenstein immer ein Vorreiter unter den
kleinsten Staaten Europas anstatt sich an ihnen zu orienteren. So wurde
sein Antrag auf Mitgliedschaft im Völkerbund 1920 zwar noch ver wei -
gert, der Beitritt zur UNO 1990 jedoch war erfolgreich – und öffnete
auch die Tür für San Marino (1992), Andorra (1993) und Monaco (1993).
1969 stand der Europarat einer liechtensteinischen Mitgliedschaft noch
ab leh nend gegenüber, aber 1978 erfolgte die volle Aufnahme – und San
Marino (1988), Andorra (1994) und Monaco (2004) folgten nach. Auch
eine Mitgliedschaft bei der EFTA blieb Liechtenstein 1960 vorerst ver -
wehrt, und konnte erst 1991 vollzogen werden. 1995 erfolgte der eigen -
stän   dige Beitritt Liechtensteins zum EWR-Abkommen und zur Welt han   -
dels organisation, bei denen keiner der europäischen Mikrostaaten Mit -
 glied ist (ein andorranisches Beitrittsgesuch liegt der WTO seit 1999 vor).

214

Sieglinde Gstöhl

72 Vgl. Bruha 1992a, S. 72–76.



Für den Fall eines Endes des EWR sind aus heutiger Sicht für
Liech  tenstein vor allem zwei Alternativen (Optionen 4 und 5) von
Interesse: eine Assoziierung mit der EU («bilateralisierter EWR») oder
ein EU-Beitrittsgesuch (mit offenem Ausgang). Da in jedem Fall Ver -
hand lungen mit der EU angestrebt werden sollten (Optionen 2 bis 5),
darf die Messlatte nicht zu tief angesetzt werden (selbst ein Beitritts ge -
such könnte am Ende in ein Assoziationsabkommen münden). Dies be -
deutet auch, möglichst die Kategorie der Kleinstaaten, nicht diejenige
der Mikrostaaten ins Auge zu fassen. Wie man sich bettet, so liegt man
am Ende. Die Europäische Union wird ein assoziationsähnliches Ab -
kom men oder gar eine Mitgliedschaft nicht von sich aus anbieten, son -
dern eine einfachere, weniger aufwändige Lösung (z.B. Anschluss an
den Bilateralismus der Schweiz, Zollanschluss an die EU wie die Mikro -
s taaten) anstreben.73 Letztendlich ist sie aber vor allem am reibungslosen
Funktionieren eines Abkommens interessiert – was von Liechtenstein
glaub haft dargelegt werden müsste.

Ob eine (wie auch immer ausgestaltete) EU-Mitgliedschaft «grös -
sen verträglich» ist oder nicht, kann letztlich nur in konkreten Verhand -
lungen herausgefunden werden. Allerdings könnte auch ein «Draussen -
bleiben» eines Tages nicht mehr «grössenverträglich» sein, wenn die
Schweiz sich doch zum EU-Beitritt entschliesst und Liechtenstein in ei-
ner Position ist, die sich materiell und/oder institutionell unterhalb des
EWR-Niveaus bewegt. Auf der Basis eines Assoziationsabkommens
könnte das Fürstentum den Sprung in die EU zusammen mit der
Schweiz noch schaffen, aber wenn es bereits eine andere bilaterale Route
(oder gar das «Nichtstun») gewählt hat, könnte diese Option verschlos -
sen sein. 

Sollten die nordischen EWR-Partner nach 2007 – also wohl vor der
Schweiz – tatsächlich in Richtung eines EU-Beitritts gehen, sollte sich
Liech tenstein überlegen, ob es im Rahmen dieses «nordischen Tickets»
auch Verhandlungen aufnimmt. Über einen Beitritt entschieden wird ja
erst nach den Verhandlungen. Der Schweizer Bundesrat wäre wohl einer
Unter stützung dieses Ansinnens nicht abgeneigt angesichts der Tatsache,
dass ein EU-Beitritt seit 1992 ebenfalls sein erklärtes strategisches Ziel
ist. Die europäische Integration ist ein sehr dynamischer Prozess; war
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eine EWR-Mitgliedschaft Liechtensteins ohne die Schweiz 1992 noch
un denkbar, so war sie 1995 bereits Realität. 

Die EWR-Mitgliedschaft bietet die bestmögliche Ausgangslage,
aber da die liechtensteinische Integrationspolitik interdependent ist mit
derjenigen der anderen EFTA-Staaten, sollte sich das Land jetzt schon
auf absehbare Veränderungen vorbereiten. In erster Linie geht es dabei
um die Erstellung von Gutachten über die möglichen wirtschaftlichen,
po litischen und administrativen Implikationen einer Assoziierung bzw.
Mitgliedschaft sowie um diesbezügliche diplomatische Abklärungen in
Brüssel und Bern. Dabei darf auch nicht vergessen werden, dass die EU
heute viel mehr ist als ein gigantischer Markt und ein aufstrebender glo -
ba ler Akteur. Sie ist auch eine politische Union, die in Europa seit fünf
Jahrzehnten den Frieden gesichert hat und ihren Bürgern, «in Vielfalt ge -
eint», zunehmend individuelle Rechte einräumt, die auch für Liechten -
stei ner von wachsendem Interesse sind. 
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